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Zahlreiche  der  SSbB  bekannte  Verwarnungsandrohungen  sind  offensichtlich
willkürlich  und  entbehren  jeder  Rechtsgrundlage.  Sie  haben  ein  Ausmass
erreicht,  das  aus  personalrechtlicher  Sicht  besorgniserregend  ist,  ganz
abgesehen  von  der  ethischen  Verwerflichkeit  solcher  machtmissbräuchlicher
Druckmassnahmen. An der kommenden Landratssitzung reicht Landrätin Anita
Biedert eine Interpellation ein, welche Aufschlüsse über das Ausmass fordert.
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Gastautor Jürg Wiedemann

Per  1.  August  2024  wurde  eine  bisherige  Schlüsselfunktion  der  bisherigen
Schulräte  –  die  Personalführung  –  ausschliesslich  auf  die  Schulleitungen
übertragen.  Die  politisch  breit  abgestützten  Schulräte  hatten  zuvor  als
übergeordnete Kontroll- und Aufsichtsgremien gewirkt und in vielen Fällen als
wichtiges Korrektiv gegen einseitige oder problematische Entscheidungen der
Schulleiter/-innen  fungiert.  Seither  liegt  es  im  alleinigen  Ermessen  der
Schulleiter/-innen,  nach Belieben personalrechtliche Entscheide zu fällen,  wie
beispielsweise Kündigungen auszusprechen oder dienstrechtliche Massnahmen
zu  verhängen,  wozu  Abmahnungen  oder  Verwarnungen  von  Lehrpersonen
gehören.

Deutlicher Anstieg besorgter Anfragen
Der  LVB  und  die  SSbB  verzeichnen  seit  diesem  Schuljahr  einen  insgesamt
deutlichen Anstieg von Anfragen seitens der Lehrpersonen im Kanton. Zahlreiche
Pädagoginnen und Pädagogen wenden sich an den LVB oder die SSbB, weil sie
unter  dem  enormen  Druck  angedrohter  oder  bereits  ausgesprochener
Verwarnungen leiden und verzweifelt sind, geht es für sie doch um nicht weniger
als ihre berufliche Existenz und ihr Auskommen. In nahezu allen Fällen steht
dieses ultimative und schärfste Disziplinierungsinstrument, das nicht selten mit
der  angedrohten  Kündigung  einhergeht,  im  Zusammenhang  mit  persönlichen
Konflikten  und  wird  von  gewissen  Schulleitungen  gezielt  als  Druckmittel
eingesetzt. Verwarnungen als Repressalien oder Druckmittel zu nutzen ist zwar
widerrechtlich, weil es gegen Treu und Glauben verstösst, aber die betroffenen
Lehrpersonen können rechtlich nichts dagegen ausrichten.

In  nahezu  al len  Fäl len  steht  dieses  ul t imative  und  schärfste



Disziplinierungsinstrument, das nicht selten mit der angedrohten Kündigung
einhergeht,  im  Zusammenhang  mit  persönlichen  Konflikten  und  wird  von
gewissen Schulleitungen gezielt als Druckmittel eingesetzt.

 

Die Konsequenzen solcher missbräuchlich ausgesprochener Verwarnungen sind
für die Lehrpersonen verheerend: Viele ziehen sich resigniert zurück und melden
sich für Monate krank, da sie dem psychischen Druck nicht standhalten können.
Die Kosten für den Kanton sind erheblich. Im früheren Artikel “Systemfehler im
Baselbieter  Personalgesetz”  hat  die  SSbB  die  juristisch  nicht  anfechtbaren
Verwarnungen bereits als einen katastrophalen Systemfehler angeprangert, der
das Arbeitsklima und das Vertrauen in die Schulleitungen nachhaltig beschädigt.

Klima der Verunsicherung und der Angst
Einige Schulleitungen setzen die Lehrkräfte bereits durch die blosse Androhung
von Verwarnungen, sei es offen oder unterschwellig, enorm unter Druck, was ein
Klima  der  Angst  erzeugt.  Der  blosse  Umstand,  dass  Lehrpersonen  eine
willkürliche  und  unangemessene  Verwarnung  bekommen  und  sie  sich  nicht
dagegen wehren können,  wirkt  extrem einschüchternd.  Infolgedessen können
viele Lehrpersonen ihre volle Leistung nicht mehr abrufen. Überdies mischen sich
gewisse Schulleitungen auch in die fachspezifische Methodik und Didaktik ein, oft
ohne das nötige Fachwissen, was langjährige und erfahrene Pädagoginnen und
Pädagogen  demotiviert  und  in  ihrer  beruflichen  Entfaltung  hemmt.  Diese
unterschwelligen  Drohgebärden  wirken  sich  nachhaltig  negativ  auf  die
Unterrichtsqualität aus, da Lehrpersonen sich aus Selbstschutz zurückziehen und
spuren, um bloss nicht Anlass für eine Verwarnung zu geben.

Unzureichende Qualifikation und charakterliche Mängel
Leider verfügen nicht alle Schulleitungen über die notwendigen charakterlichen
Eigenschaften  und  die  personalrechtlichen  Kenntnisse,  um  mit  der  neuen
Machtfülle  umsichtig  und  sorgsam  umzugehen.  Einige  vermögen  den  hohen
ethischen Anforderungen an ihre verantwortungsvolle Führungsfunktion nicht zu
genügen. Neben fähigen und souveränen Leitungen gibt es auch solche, die durch
offenkundige Charakterdefizite und Machtbesessenheit auffallen. Philipp Loretz,
Präsident des LVB, bringt es auf Anfrage der SSbB auf den Punkt:



“Es  zeigt  sich,  dass  Schulleitungen  hinsichtlich  Personalrecht  sehr
unterschiedlich qualifiziert sind. Wo es an fundierten Kenntnissen fehlt, steigt
das Risiko ungerechtfertigter Verwarnungen.”

Philipp Loretz, Präsident des LVB

Dezidierte Forderungen der SSbB
Die  SSbB  erachtet  nicht  anfechtbare  Verwarnungen  als  einen  fatalen
Systemfehler  im Baselbieter  Personalgesetz,  der korrigiert  werden muss.  Der
Kanton Basel-Landschaft nimmt für sich in Anspruch, ein fairer Arbeitgeber zu
sein, der seine soziale Verantwortung wahrnimmt. Dazu gehören deshalb auch ein
Personalgesetz  und  eine  Personalrechtspraxis,  welche  diesen  Anforderungen
gerecht werden.

Verwarnungen müssen juristisch anfechtbar sein, damit möglicher Missbrauch
verhindert  werden  kann.  Zugleich  sind  verpflichtende  Weiterbildungen  für
Schulleiter/-innen  in  personalrechtlichen  Fragen  unerlässlich,  um  deren
Handlungsfähigkeit und ethisches Verantwortungsbewusstsein zu stärken. Nur
durch konsequente Anpassungen und gezielte Qualifizierungsmassnahmen kann
langfristig  ein  faires,  transparentes  und  vertrauenswürdiges  Schulklima
geschaffen  werden.


